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Ministerium für Soziales, Jugend, Familie,  
Senioren, Integration und Gleichstellung 

 
22. Förderung der Rückkehrberatung durch das Land -  

Wirkungsgrad ausbaufähig 
 
Beratungen zur freiwilligen Ausreise sollten möglichst frühzeitig, 
insbesondere bereits in den Aufnahmeeinrichtungen des  
Landes, erfolgen. Eine Bündelung der Zuständigkeiten auf spe
zialisierte Mitarbeiter im Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge ist sinnvoll. Das Sozialministerium sollte daher die 
dortigen staatlichen Strukturen bedarfsgerecht ausgestalten und 
verstetigen. 
 
Bei den durch das Sozialministerium darüber hinaus auf freiwil
liger Basis geförderten Rückkehrberatungsstellen muss das 
Sozialministerium künftig gewährleisten, dass verlässliche und 
nachvollziehbare Beratungsstatistiken geführt werden. Insbe
sondere Doppelzählungen müssen ausgeschlossen werden. Nur 
auf Basis valider Daten können fundierte Bewertungen und 
Steuerungsentscheidungen getroffen werden. 
 
Die Rückkehrberatungsstellen müssen ihre Aufgaben konse
quent von denen anderer Beratungsangebote abgrenzen. Bera
tungen, die nicht überwiegend der freiwilligen Ausreise dienen, 
sind künftig zu unterlassen. 
 
Der LRH bezweifelt, dass es der Intention der Förderrichtlinie 
entspricht, die von der Ausländerbehörde vorgenommenen 
Einschätzungen zu Bleibeperspektiven in den Beratungsstellen 
kritisch zu hinterfragen und erst in einem zweiten Schritt konkret 
zur Rückkehr zu beraten. 

 
22.1 Ausgangslage 

 
In Schleswig-Holstein lebten zum Stichtag 31.12.2025 insgesamt 10.336 
ausreisepflichtige Personen. Hiervon waren 9.181 im Besitz einer Dul
dung. Die Duldung selbst stellt keinen Aufenthaltstitel dar. Inhaber einer 
Duldung sind weiterhin ausreisepflichtig. Ihre Rückführung ist jedoch aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen vorübergehend ausgesetzt. 
 
Unter freiwilliger Ausreise wird insbesondere, aber nicht ausschließlich die 
Erfüllung der Rückkehrverpflichtung ausreisepflichtiger Personen innerhalb 
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der dafür in der Rückkehrentscheidung festgesetzten Frist verstanden.1 
Eine solche Rückkehrentscheidung stellt nach deutschem Recht die 
Abschiebungsandrohung2 dar. Darin wird dem Betroffenen regelmäßig vor 
einer zwangsweisen Rückführung die freiwillige Ausreise innerhalb einer 
angemessenen Frist zwischen 7 und 30 Tagen ermöglicht. 
 
Die freiwillige Ausreise hat also grundsätzlich Vorrang vor der zwangs-
weisen Aufenthaltsbeendigung. Sie ist aus humanitären Gründen sowie 
auch aus finanzieller Sicht für beide Seiten die vorzugswürdige Art der 
Ausreise. 
 
In Schleswig-Holstein beraten sowohl die staatlichen Ausländerbehörden 
(ABH) als auch nicht staatliche Stellen zur freiwilligen Ausreise. 
 
Zuständige staatliche Stellen sind die ABH bei den Kreisen und kreisfreien 
Städten sowie das Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge (LaZuF). 
Neben ihren weiteren aufenthaltsrechtlichen Aufgaben sind diese ver
pflichtet, Ausländer auch hinsichtlich der freiwilligen Ausreise zu informie
ren und zu beraten.3 
 
Seit 2019 fördert das Land die Rückkehrberatung in Schleswig-Holstein 
zusätzlich über eine eigene Förderrichtlinie4 mit einer Förderquote von bis 
zu 90 %. Förderungen können durch die freien Wohlfahrtsverbände 
Schleswig-Holsteins wie auch durch die Kreise und kreisfreien Städte 
beantragt werden. 
 
Das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und 
Gleichstellung (Sozialministerium) hat auf dieser Basis zwischen 2022 und 
2025 Mittel von etwa 2,7 Mio. € für die Rückkehrberatung bewilligt. 
 
Überwiegend erhielten Beratungsstellen des Diakonischen Werks Schles
wig-Holstein Landesverband der Inneren Mission e. V. (DW SH) Landes
mittel für diesen Zweck. Darüber hinaus förderte das Sozialministerium in 
diesem Zeitraum eine Beratungsstelle beim Kreis Dithmarschen sowie ab 
2025 eine Beratungsstelle bei der Landeshauptstadt Kiel. 
 

 
1  Art. 3 Nr. 8 der Richtlinie 2008/115/EG (EU-Rückführungsrichtlinie). 
2  Vgl. § 34 Asylgesetz (AsylG) vom 02.09.2008, BGBl. I S. 1798 in der Fassung vom 

22.12.2025, BGBl. I 2025 Nr. 364 oder § 59 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstä
tigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (AufenthG) vom 25.02.2008, 
BGBl. I S. 162 in der Fassung vom 03.02.2026, BGBl. I 2026 Nr. 27. 

3  Vgl. hierzu auch Erlasse des Sozialministeriums vom 01.07.2025; VIII 4011 und vom 
15.11.2022; VIII 402-198274/2022. 

4  Vgl. Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der landesweiten 
Vernetzung der Rückkehrberatung und der Reintegration (Förderrichtlinie Rückkehrbera
tung und Reintegration) vom 24.04.2019, Amtsb. Schl.- H. S. 480, zuletzt geändert durch 
Richtlinie vom 26.11.2024, Amtsbl. Schl.- H. 2024 Nr. 67, Nr. 1.4. 
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Die Rückkehrberatungsstellen sollen, so die Förderrichtlinie, die Menschen 
auf ihre Rückkehr vorbereiten und deren Reintegration in ihren Herkunfts
ländern stärken. Die Rückkehr muss nachhaltig gestaltet sein. Beraten 
werden soll daher nicht nur über infrage kommende Einzelhilfen oder hin
sichtlich der konkreten Reiseorganisation, sondern auch über die Situation 
im jeweiligen Herkunftsland, die individuellen dortigen Perspektiven wie 
auch über weitere relevante Hilfsangebote im jeweiligen Herkunftsland. 
 
Alle Zuwendungsempfänger sind gleichermaßen verpflichtet, in ihrer Bera
tungspraxis insbesondere den Handlungsleitfaden für bundesweit einheit-
liche Standards in der Rückkehrberatung1 anzuwenden. 
 
Ausdrücklich nicht förderfähig sind dagegen Maßnahmen, deren Schwer
punkt nicht auf der Förderung der freiwilligen Rückkehr oder auch auf 
Bleibemöglichkeiten in Deutschland liegt. 
 
In jährlichen Sachberichten müssen die Beratungsstellen unter anderem 
folgende Indikatoren an das Sozialministerium melden: 
 
• Anzahl der zur freiwilligen Rückkehr beratenen Personen, 
• Zahl der tatsächlichen Rückkehrer, die zuvor die Beratungsangebote 

des Projektes in Anspruch genommen haben. 
 
Diese Daten fließen regelmäßig in die Lagebilder des Sozialministeriums 
zum Thema Rückkehr ein. Sie werden außerdem durch das Sozial-
ministerium zur Evaluation der Förderung herangezogen. 
 
Der LRH hat die Rückkehrberatung als wichtiges Element eines Integrier
ten Rückkehrmanagements geprüft und hierzu im LaZuF, in 2 landesge
förderten Rückkehrberatungsstellen des DW SH sowie in der landesgeför
derten Rückkehrberatungsstelle des Kreises Dithmarschen örtliche 
Erhebungen durchgeführt. 
 

22.2 Rückkehrberatung möglichst frühzeitig bereits in den Aufnahme-
einrichtungen 
 
Im Hinblick auf die hier betrachtete freiwillige Ausreise weisen verschie-
dene Untersuchungen2 darauf hin, dass unterstützende Maßnahmen dann 

 
1  Bundesministerium des Innern und für Heimat, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 

„Handlungsleitfaden für bundesweit einheitliche Standards in der Rückkehrberatung“, 
Stand 03.2023. 

2  Vgl. Wege aus der Ausreisepflicht nach ablehnender Asylentscheidung; Laura Peitz, 
BAMF-Kurzanalyse, Ausgabe 01/2023 der Kurzanalysen des Forschungszentrum Migra
tion, Integration und Asyl des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge sowie 
McKinsey & Company, Inc. im Auftrag des BAMF, Rückkehr – Prozesse und Optimie
rungspotenziale, Abschlussbericht vom 09.12.2016. 
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am effektivsten sind, wenn sie frühzeitig erfolgen. Die Unternehmens-
beratung McKinsey, die sich im Auftrag des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) bereits 2016 mit Prozessen und Optimierungs-
potenzialen bei der Rückkehr beschäftigte, empfahl, erste Rückkehr-
beratungen bereits in den Aufnahmeeinrichtungen durchzuführen und die 
Verantwortlichkeiten hierfür zu bündeln. 
 
Auch das Sozialministerium hält die ABH in seinem Erlass1 dazu an, 
Rückkehrberatungen möglichst frühzeitig durchzuführen, sofern aufent
haltsrechtliche Perspektiven nicht oder nur vage zu erkennen sind. 
 
Weil Personen mit schlechter Bleibeperspektive inzwischen in der Regel 
nicht auf die Kreise und kreisfreien Städte verteilt werden, sondern 
zunächst im Zuständigkeitsbereich des LaZuF in den Landesunterkünften 
verbleiben, ist eine qualifizierte Rückkehrberatung dort von besonderer 
Bedeutung. 
 
Erkenntnisse aus den durch das Sozialministerium erstellten Lagebildern 
sprechen ebenfalls dafür, dass der Bedarf an Rückkehrberatungen im 
LaZuF vergleichsweise hoch ist: 2023 und 2024 erfolgten mehr freiwillige 
Ausreisen aus dem Zuständigkeitsbereich des LaZuF (1.047) als aus den 
15 schleswig-holsteinischen ABH der Kreise und kreisfreien Städte 
zusammen (850). 
 
Zum 01.09.2023 hat das LaZuF das Projekt Integrierte Rückkehrberatung 
und Reintegration (IRR) im LaZuF gestartet. Hierfür hat es vom BAMF 
eine Förderung aus dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) 
der Europäischen Union (EU) erhalten. Die Finanzierung erfolgt somit der
zeit noch zu 90 % aus zeitlich befristeten Mitteln der EU. Die jährliche För
derung beträgt 432.330,36 € und somit für die 3-jährige Projektlaufzeit bis 
zum 31.08.2026 insgesamt 1.296.991,08 €. 
 
Ziel des Projekts ist es, ausreisepflichtigen oder ausreisewilligen Dritt
staatsangehörigen im LaZuF eine dauerhafte, freiwillige Rückkehr in ihr 
Herkunftsland zu ermöglichen. Das Projekt fördert zudem den Aufbau 
nachhaltiger Strukturen im LaZuF und orientiert sich dabei eng am vorge
nannten Handlungsleitfaden für bundesweit einheitliche Standards in der 
Rückkehrberatung. 
 
Die in diesem LaZuF-Projekt konkret angewendeten Standards, wie das 
Beratungskonzept, der IRR-Assistent (zur Protokollierung der Gespräche), 
Checklisten und Zählhilfen sind prinzipiell auch für die Weiterentwicklung 

 
1  Erlass des Sozialministeriums vom 15.11.2022, VIII 402-198274/2022. 
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und Erfolgskontrolle der Rückkehrberatung in den landesgeförderten Bera
tungsstellen geeignet. Die statistischen Angaben insbesondere zu berate
nen Personen und erfolgten Ausreisen waren für den LRH grundsätzlich 
nachvollziehbar und überprüfbar. Die Dokumentation im LaZuF-Projekt ist 
gleichzeitig angemessen und praktikabel. Die Ausreisequote der bera-
tenen Personen lag im Prüfungszeitraum 2025 bei etwa 29 %. 
 
Weil eine qualifizierte Rückkehrberatung für eine große Zahl von Personen 
im LaZuF von besonderem Interesse ist, sollte das Sozialministerium die 
dortige Rückkehrberatung bedarfsgerecht ausgestalten und mittelfristig 
gegebenenfalls auch unabhängig von weiterer EU-Förderung stärken und 
verstetigen. 
 
Das Sozialministerium hat mitgeteilt, dass auch nach einem möglichen 
Auslaufen der EU-Förderung geplant sei, die Aufgabe in der Linienstruktur 
des LaZuF weiterzuführen, um langfristig von der im Projekt gewonnenen 
Expertise profitieren zu können. 
 

22.3 Förderung von Rückkehrberatungsstellen durch das Land 
 
Der LRH hat weitere örtliche Erhebungen in 2 Beratungsstellen des 
DW SH in Kiel und Dithmarschen sowie in der Rückkehrberatungsstelle 
des Kreises Dithmarschen durchgeführt. 
 
Im Ergebnis musste er feststellen, dass die dortigen Dokumentationen 
zum Beratungsgeschehen, zu beratenen Personen und Ausreisen grund
legende Anforderungen nicht erfüllt haben. Fallakten, Protokolle und 
Zählhilfen konnten im größeren Umfang nicht vorgelegt werden. Zudem 
hat der LRH zwischen 2 Beratungsstellen in Dithmarschen erhebliche 
Doppelzählungen festgestellt. 
 
Daher sind kaum belastbare Rückschlüsse hinsichtlich des Umfangs des 
jeweiligen Beitrags der Beratungsstellen zu freiwilligen Ausreisen möglich. 
Ohne eine solide Datengrundlage können Bedarfe jedoch nicht richtig ein
geschätzt und Ressourcen angemessen gesteuert werden. Dies wäre aber 
insbesondere auch mit Blick auf Doppelstrukturen, z. B. im Kreis Dith-
marschen, geboten. 
 
Zukünftig muss das Sozialministerium gewährleisten, dass ihm korrekte 
Meldungen vorgelegt werden und die gemeldeten Daten nachvollzogen 
werden können. Dabei müssen Doppelzählungen ausgeschlossen werden. 
Hierzu sollte das Sozialministerium als Zuwendungsgeber einheitliche 
Vorgaben machen. Der LRH empfiehlt dabei eine enge Orientierung an 
den Standards im LaZuF-Projekt. 
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Auch die regionale Verteilung der durch das Land geförderten Rückkehr
beratungsstellen lässt Fragen offen. Aktuell gibt es hier ein regionales 
Ungleichgewicht, insbesondere mit Blick auf den südöstlichen Landesteil, 
welches sich auf Basis der vorliegenden Akten nicht erklären lässt. Denn 
die Verteilung der Geflüchteten erfolgt weitgehend gleichmäßig über das 
Land, also auch in den dicht besiedelten Hamburger Rand. Auch die 
Standorte von Erstaufnahmeeinrichtungen erklären nicht alle Ressourcen
konzentrationen - zumal in diesen das LaZuF ohnehin Beratungen durch
führt. 
 
Des Weiteren hat sich gezeigt, dass in den geprüften Beratungsstellen 
häufig die Übergänge zu anderen Beratungsschwerpunkten fließend 
waren. Dies kann dadurch begünstigt worden sein, dass sich andere Bera
tungsangebote, beispielsweise der Sozial- oder Migrationsberatung, in 
unmittelbarer Nähe befanden. 
 
In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen, dass sowohl der Bund 
als auch das Land seit Jahren in Schleswig-Holstein Migrationsberatungen 
mit hohem Mitteleinsatz für aktuell etwa 80 Stellen fördern. 
 
Zusätzlich und explizit für den Zweck der Beratung zu den Themen Rück
kehr und Reintegration hat das Land mit der hier geprüften Förderung wei
tere Mittel bereitgestellt und bewusst eigene Förderbedingungen aufge
legt. Daher ist es nachvollziehbar, dass die Richtlinie solche Maßnahmen 
als nicht förderfähig ausschließt, deren Schwerpunkte nicht auf der Förde
rung der freiwilligen Rückkehr, sondern gegebenenfalls eher im Bereich 
der Migrationsberatung liegen. 
 
Diese Abgrenzung ist in der Praxis gleichwohl des Öfteren misslungen. 
Die räumliche Nähe zu anderen Beratungsangeboten erhöht die Anforde
rung in der täglichen Arbeit, die Aufgaben entsprechend der Förderricht-
linien zu trennen. Dennoch fanden im Rahmen des Förderprogramms in 
bis zu 30 % der stichprobenartig geprüften Fälle sogenannte Verweis-
beratungen oder Beratungen zu anderen Themen bis hin zur Verbesse
rung der Bleibeperspektiven statt. Diese hätten eigentlich nicht für die 
Statistik gemeldet und zum Teil auch nicht so durchgeführt werden dürfen. 
 
Aktuell prüfen die Beratungsstellen des DW SH auskunftsgemäß regel-
mäßig aufenthaltsrechtliche Optionen, um mögliche Bleibeperspektiven 
identifizieren zu können. Dazu werden zunächst sowohl Einschätzungen 
zur Bleibeperspektive als auch Entscheidungen zum Aufenthaltsstatus der 
ABH kritisch hinterfragt. Je nach Ergebnis dieser Bewertung wird dann 
entweder konkret zur Rückkehr beraten oder an andere Beratungs-
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angebote verwiesen. Dass dieses Vorgehen der Intention der Förderricht
linie entspricht, wird vom LRH bezweifelt. 
 
Wichtig ist hingegen die Sicherstellung eines verbindlichen und verläss-
lichen Kooperationsmaßstabs mit den ABH, sowohl bei Fragen des Infor
mationsaustauschs als auch bei der Aufgabenabgrenzung. 
 
Das Sozialministerium muss künftig die Aufgaben der Beratungsstellen 
noch deutlicher definieren, deren Arbeit anhand belastbarer Kennzahlen 
bewerten und die regionale Verteilung der Fördergelder überprüfen. 
 
Der DW SH und der Kreis Dithmarschen räumen in ihren Stellungnah
men Dokumentationsmängel ein, die angegangen worden seien. Im Hin
blick auf die festgestellten Doppelzählungen verweisen sie auf sich ergän
zende Angebote bzw. unterschiedliche Aufgaben der geförderten Stellen. 
 
Das Sozialministerium hat in Bezug auf die Dokumentationsmängel 
zugesagt, den geförderten Stellen künftig verbindliche Vorgaben zu 
machen. 
 
Hinsichtlich der regionalen Verteilung der Rückkehrberatungsstellen 
bezieht sich der DW SH auf Absprachen mit dem Land. Durch kreisüber
greifende Zuständigkeiten und weitere EU-geförderte Beratungsstellen 
würden alle Landkreise abgedeckt. 
 
Das Sozialministerium erklärt, dass bei der regionalen Verteilung auch 
bestehende Beratungsstrukturen, Trägerlandschaften sowie die Erreich
barkeit der Angebote zum Tragen kommen. Gleichwohl sei es das Ziel, in 
jedem Kreis eine geförderte Rückkehrberatungsstelle vorzuhalten. 
 
Des Weiteren sieht es der DW SH nicht als Intention seiner Rückkehrbera
tung an, Einschätzungen der ABH zu Bleibeperspektiven kritisch zu hinter
fragen. Die Analysen der gesamten Genese von Klienten bezweckten hin
gegen ein besseres Verständnis über rechtliche Prozesse und Rahmen-
bedingungen in Deutschland, wodurch die Klienten gut informiert 
Entscheidungen treffen könnten. Ergäben sich hieraus Bleibeperspektiven, 
erfolgten Verweise an die Migrationsberatung. Generell werde aber inhalt
lich streng zwischen den Angeboten getrennt. Der Fokus der Rückkehr-
beratung liege immer auf der freiwilligen Rückkehr. 
 
Das Sozialministerium hält eine erste orientierende Einordnung der auf
enthaltsrechtlichen Perspektive gegebenenfalls dann für sinnvoll, wenn 
seit dem Eintritt der Ausreisepflicht viel Zeit vergangen sei und die bera
tende Person inzwischen Integrationsleistungen erbracht habe. Es wird die 
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Fördertatbestände jedoch künftig durch entsprechende Vorgaben klarer 
abgrenzen. 
 
Hierzu erwidert der LRH: 
Die Erklärungsansätze des DW SH und des Kreises Dithmarschen zu 
Doppelzählungen werden zur Kenntnis genommen. Insbesondere die fest
gestellten nahezu vollständigen Überschneidungen bei den gemeldeten 
Ausreisen lassen den Erfolg der Förderung in der Gesamtschau jedoch zu 
positiv erscheinen. Daher sind solche Doppelzählungen künftig auszu
schließen. 
 
Die Standorte der durch das DW SH erwähnten EU-geförderten Stellen 
hatte der LRH bereits in seine Bewertung zur regionalen Verteilung der 
Beratungsstellen einbezogen. Daher bleibt er bei seinen Feststellungen. 
 
Hinsichtlich der kritisierten Beratungsinhalte verweist der LRH darauf, dass 
in den ohnehin nicht lückenlos vorgelegten Unterlagen der gebotene klare 
Fokus auf der freiwilligen Rückkehr häufig gerade nicht erkennbar war. 
Daher bestärkt er das Sozialministerium, durch entsprechende Vorgaben 
Förderinhalte künftig deutlicher abzugrenzen. Die praktische Umsetzung 
sollte das Sozialministerium in eigenen Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen sei
ner förderrechtlichen Verwendungsnachweisprüfung stichprobenartig über-
prüfen. 
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